Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/455 


Sachgebiet 8 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Orgaß r Dr. Martin, Zink, Rollmann, 
Härzschel, Burger und Genossen 


betr. soziale Absicherung der sogenannten „ständigen 
freien Mitarbeiter" bei den deutschen Rundfunk- 
und Fernsehanstalten sowie Filmstudios 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei den deutschen 
Rundfunk- und Femsehanstalten neben den festangestellten 
Mitarbeitern eine große Anzahl „ständiger freier Mitarbei- 
ter" tätig ist, die ausschließlich und auf Dauer ihre Arbeits- 
kraft einer solchen Anstalt anbieten, wie z. B. Sprecher, Re- 
porter, Kameraleute, Cutter und Graphiker, die deshalb auch 
nicht in die große Kategorie der gelegentlichen freien Mit- 
arbeiter einzuordnen sind, wie z. B. Künstler, Wissenschaft- 
ler, Autoren u. a.? 

2. Wie groß ist die Zahl dieser „ständigen freien Mitarbeiter" 
im Verhältnis zu den festangestellten vergleichbaren Grup- 
pen bei den einzelnen Anstalten, und aus welchen Gründen 
sind die einen fest angestellt, während die anderen als stän- 
dige freie Mitarbeiter gelten, obwohl auch sie vergleichbare 
Tätigkeiten auf Dauer ausüben? 

3. Trifft es zu, daß beispielsweise der NDR bisher in seiner 
Rechtsauffassung davon ausgegangen war, daß diese ständi- 
gen freien Mitarbeiter im Ergebnis selbständigen Unterneh- 
mern gleichzusetzen sind; d. h. mit anderen Worten, daß 
man sowohl das wirtschaftliche Risiko als auch die sich dar- 
aus ergebende soziale Absicherung dem einzelnen über- 
läßt, ohne ihm andererseits dieses Risiko durch entsprechen- 
de Honorarzahlungen abzudecken? 

4. Teilt die Bundesregierung die unter Frage 3 zitierte Rechts- 
auffassung fast aller Anstalten, wie z. B. des NDR, oder 
schließt sie sich vielmehr dem Gutachten von Ministerialrat 
Dr. Wilhelm Maus über die „Freien Mitarbeiter der deut- 
schen Rundfunk- und Fernsehanstalten" (eine arbeitsrecht- 
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liehe Studie über den Begriff und die Rechtsstellung der so- 
genannten „arbeitnehmerähnlichen Personen") an, welche 
in der Zeitschrift „Recht der Arbeit", Heft 10, Jahrgang 1968, 

S. 367/76, veröffentlicht wurde, und das zu dem Ergebnis 
kommt, daß dieser Personenkreis auf Grund der wirtschaft- 
lichen und persönlichen Abhängigkeit und Weisungsgebun- 
denheit sich in einer dem Arbeitnehmerstatus entsprechen- 
den Zuordnung befindet und müßten sich nicht daraus so- 
wohl sozialversicherungsrechtliche als auch arbeitsrechtliche 
Risikoabdeckungen, wie z. B. Kündigungsschutz sowie Ko- 
alition- und Tariffähigkeit ergeben? 

5. Trifft es zu, daß z. B. der NDR seit 1968 Mitarbeiter, u. a. Ka- 
meraleute, die bisher versicherungspflichtig waren, aus der 
Versicherungspflicht von sich aus abgemeldet hat und diese 
jetzt als „ständige freie Mitarbeiter" auf Honorarbasis be- 
schäftigt, wobei diesem Personenkreis außerdem auch die 
arbeitsrechtlichen Schutzbestimmungen verloren gingen? 

6. Trifft es zu, daß z. B. der NDR infolge der Auseinanderset- 
zungen mit der zuständigen Krankenkasse, welche aufgrund 
der Reichsversicherungsordnung für den betroffenen Per- 
sonenkreis Sozial Versicherungsbeiträge fordert, die „ständi- 
gen freien Mitarbeiter" durch Rundschreiben aufgefordert 
hat, sich seit Januar 1969 Beträge in Höhe des Arbeitneh- 
meranteils von ihrer Abrechnung einbehalten zu lassen, 
die auf ein Sparkonto des NDR überwiesen werden, ohne 
daß diese Beträge zusammen mit dem Arbeitgeberanteil der 

. zuständigen Krankenkasse überwiesen werden? 

Erblickt die Bundesregierung darin eine Vorenthaltung von 
fälligen Leistungen zum Nachteil der Betroffenen? 

7. Liegt nicht in dem Umstand, daß über die oft langjährigen 
Einzelauftragsketten dieser „ständigen freien Mitarbeiter" 
ein Dauerarbeitsverhältnis juristisch umgangen werden soll, 
eine Verschleierung des Haushaltsgebahrens dieser Körper- 
schaften öffentlichen Rechts, indem die Verwaltungskosten 
zu Lasten anderer Positionen heruntermanipuliert werden? 

8. Trifft es zu, daß z. B, beim NDR während der Zeit der Aus- 
einandersetzungen um die Rechtslage einer der Betroffenen 
einen Unfall mit Todesfolge erlitt und wie wurde dieser Fall, 
auch im Hinblick auf die Rechtsfolgen der anderen reguliert? 

9. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Rechts- 
zustand des in Frage 1 umrissenen Personenkreises der 
„ständigen freien Mitarbeiter" als bedenklich anzusehen ist, 
da deren sogenannte Freiheit im Endergebnis zu einer grös- 
seren Unfreiheit führt als bei vergleichbaren festangestell- 
ten Mitarbeitern, weil die erstgenannte Gruppe aller Arbeit- 
nehmerschutzrechte wie auch der sozialversicherungsrecht- 
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liehen Absicherung ledig ist und dadurch der einzelne „stän- 
dige freie Mitarbeiter' 1 (insbesondere bei Journalisten) einer 
viel größeren Gefahr der Manipulation unterliegt und was 
gedenkt die Bundesregierung dagegen zu unternehmen? 


Bonn, den 27. Februar 1970 


Orgaß 
Dr. Martin 
Zink 

Rollmann 
Härzschel 
Burger 
Balkenhol 
Becker (Pirmasens) 
Berding 
Bremer 
Dasch 

Erhard (Bad Schwalbach) 
Erpenbeck 
Franz 

Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 

Dr. Gölter 
Gottesleben 
Hanz 
Dr. Henze 

Dr. Hermesdorf (Schleiden) 
Dr. Hubrig 
Hussing 
Dr. Kotowski 
Link 
Maucher 
Müller (Berlin) 

Müller (Niederfischbach) 
Dr. Müller-Hermann 
Pfeifer 
Frau Pieser 
Dr. Probst 

Schneider (Königswinter) 

Frau Schroeder (Detmold) 
von Thadden 
Frau Tübler 
Varelmann 
Vogt 
Volmer 
Frau Dr. Walz 
Wawrzik 
Winkelheide 
Frau Dr. Wolf 
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